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Spannungen in der Regierung: Baerbock
widerspricht Scholz  Abschiebeplan

Kanzler Scholz und Außenministerin Baerbock im Streit
über Abschiebepläne für Afghanen. Kritik an Sicherheit und

Umsetzbarkeit.

Zoff in der Ampel: Baerbock sagt Nein zu
Scholz-Abschiebeplan | Politik

Am Freitag fand in Berlin eine brisante Diskussion zwischen
Kanzler Olaf Scholz und Außenministerin Annalena Baerbock
statt. Der Konflikt in der Bundesregierung wurde durch
Differenzen über den Umgang mit Abschiebungen afghanischer
Staatsbürger ausgelöst.

Olaf Scholz, der Bundeskanzler und Mitglied der SPD, hatte noch
am Mittwoch angekündigt, dass „bald“ mehr Afghanen
abgeschoben werden sollen. Diese Ankündigung stieß jedoch auf
erheblichen Widerstand aus den Reihen der Grünen, allen voran
durch die Außenministerin Annalena Baerbock.



Bei einer Veranstaltung der „Zeit“ äußerte Baerbock ihre
Bedenken gegenüber Scholz‘ Plänen: „Ich glaube, dass es
gerade in solchen unsicheren Zeiten nicht ein Beitrag zur
Sicherheit ist, wenn man Dinge verspricht, wo man dann am
nächsten Tag schon nicht mehr ganz weiß, wie man die
eigentlich halten kann.“

Der Hintergrund dieses Streits ist ein kürzlich in Mannheim
verübter Mord an einem Polizisten durch einen afghanischen
Staatsbürger. Baerbock betonte, dass solche Gewalttäter „ihren
Anspruch auf Schutz verloren“ hätten. Sie warnte jedoch davor,
den Eindruck zu erwecken, das Problem durch kurzfristige
Abschiebungen nach Afghanistan oder Syrien lösen zu können.

Baerbocks Kritik richtete sich auch gegen Bundesinnenministerin
Nancy Faeser, ebenfalls SPD, und spiegelte ihre Bedenken
wider: „Man dürfe nicht suggerieren, dass man das Problem mit
Gefährdern so lösen können, dass man sie ‚jetzt mal schnell‘
nach Afghanistan oder Syrien abschiebe.“

Ein weiterer wichtiger Punkt in Baerbocks Argumentation war
die Gefahr, sich von einem „islamistischen Terrorregime“ die
Bedingungen für die Rücknahme von Straftätern diktieren zu
lassen. Sie betonte, dass es wichtig sei, realistische Lösungen zu
finden und keine Versprechen zu machen, die schwierig
umzusetzen seien.

Als Reaktion auf diesen aktuellen politischen Konflikt stellt sich
die Frage, wie die Politik solche Situationen in Zukunft
verhindern könnte. Eine mögliche Lösung wäre eine verbesserte
und koordinierte Zusammenarbeit zwischen den Ministerien
sowie klare und umsetzbare Richtlinien für Abschiebungen und
Sicherheitspolitik.

Die Bundesregierung könnte präventive Maßnahmen ergreifen,
wie die Stärkung der Integrationspolitik und die Verbesserung
der Sicherheitslage in den Flüchtlingsherkunftsländern, um
langfristige und nachhaltige Lösungen zu schaffen. Ein



transparentes und verantwortungsbewusstes Vorgehen könnte
dazu beitragen, das Vertrauen der Bevölkerung in die Politik zu
stärken und die Sicherheit in Deutschland zu gewährleisten.
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